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Aufgrund des § 43 Abs. 1 des Hessi-
schen Meldegesetzes in der Fassung vom
10. März 2006 (GVBl. I S. 66), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 22. November
2010 (GVBl. I S. 403), verordnet der Mi-
nister des Innern und für Sport:

Artikel 1 

Die Meldedaten-Übermittlungsverord-
nung vom 6. Juli 2006 (GVBl. I S. 427),
zuletzt geändert durch Verordnung vom
23. Februar 2011 (GVBl. I S. 171), wird
wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Bei Datenübermittlungen nach
dieser Verordnung ist der Datensatz
für das Meldewesen – Einheitlicher
Bundes-/Länderteil – (DSMeld) zu
Grunde zu legen. § 2 Abs. 5 bis 7 der
Ersten Bundesmeldedatenübermitt-
lungsverordnung vom 21. Juni 2005
(BGBl. I S. 1689), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 22. Dezember 2011
(BGBl. I S. 3044), gilt im Hinblick auf
den DSMeld entsprechend. Die in die-
ser Verordnung hinter den zu übermit-
telnden Daten angegebenen Zahlen
bezeichnen die jeweilige Blattnummer
im Datensatz für das Meldewesen.“

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.

b) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

aa) In Nr. 8 werden nach der An-
gabe „0914“ ein Komma und
die Angabe „0916“ eingefügt.

bb) In Nr. 9 wird die Angabe
„1004“ durch „1005“ ersetzt.

cc) In Nr. 10 wird nach dem Wort
„einer“ das Wort „steuererhe-
benden“ eingefügt.

dd) In Nr. 11 wird die Angabe
„1201 bis 1231“ durch „1201
bis 1206, 1208 bis 1231“ er-
setzt.

c) Als Abs. 2 und 3 werden angefügt:

„(2) Soweit bei Ehegatten oder
eingetragenen Lebenspartnern oh-
ne gemeinsame Wohnung Daten
nach § 3 Abs. 1 Nr. 15 des Hessi-
schen Meldegesetzes bei der An-
meldung zu speichern sind, über-
mittelt die Meldebehörde der neu-
en Wohnung der Meldebehörde,

die für die alleinige Wohnung oder
die Hauptwohnung der anderen
Ehegattin oder des anderen Ehe-
gatten oder der anderen Lebens-
partnerin oder des anderen Lebens-
partners zuständig ist, im Anschluss
an das Rückmeldeverfahren nach
Abs. 1 folgende Daten der Einwoh-
nerin oder des Einwohners:

1. Familiennamen
(jetziger Name 
mit Namensbe-
standteilen) 0101 bis 0106,

2. Vornamen 0301 und 0302,

3. Doktorgrad 0401,

4. Tag der Geburt 0601,

5. gegenwärtige
Anschrift, Haupt-
und Nebenwoh- 1201 bis 1206, 
nung 1208 bis 1213,

6. Ehegattin oder 
Ehegatte oder 
Lebenspartnerin 1501 bis 1505,
oder Lebenspart- 1507,
ner (Vor- und Fa- 1509 bis 1515,
milienname, Dok- 1517 bis 1520,
torgrad, Tag der 1523,
Geburt, Anschrift) 1525 bis 1531,

7. Übermittlungssper-
re nach § 34 Abs. 5 1801,
des Hessischen Schlüssel 3
Meldegesetzes und 1802.

Bei Ehegatten übermittelt die Mel-
debehörde zusätzlich die Identifika-
tionsnummern nach § 3 Abs. 2
Nr. 10 des Hessischen Meldegeset-
zes (Datenblätter 2701 und 2703).

(3) Damit die bisher zu einer
Einwohnerin oder einem Einwoh-
ner gespeicherten Daten nach § 3
Abs. 1 Nr. 15 und 18 sowie Abs. 2
Nr. 10 des Hessischen Meldegeset-
zes abgeglichen werden, hat die
Meldebehörde, die für die alleinige
Wohnung oder die Hauptwohnung
der Ehegattin oder des Ehegatten
oder der Lebenspartnerin oder des
Lebenspartners zuständig ist, am 
1. April 2012 die in Abs. 2 genann-
ten Daten der Meldebehörde zu
übermitteln, die für die alleinige
Wohnung oder die Hauptwohnung
der anderen Ehegattin oder des an-
deren Ehegatten oder der anderen
Lebenspartnerin oder des anderen
Lebenspartners zuständig ist. Die
Meldebehörde des anderen Ehe-
gatten oder des anderen Lebens-
partners hat die nach Satz 1 über-
mittelten Daten bis spätestens zum
1. Oktober 2012 mit den im Melde-
register gespeicherten Daten abzu-
gleichen.“
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3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1werden nach der An-
gabe „2701“ die Angabe „bis
2703“ eingefügt.

bb) In Satz 2 werden nach dem
Wort „durch“ die Wörter „Ab-
meldung oder“ eingefügt.

b) In Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „un-
terbleibt“ durch die Wörter „kann
unterbleiben“ ersetzt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 2 werden die Wörter
„frühere Namen“ durch „Ge-
burtsname mit Namensbe-
standteilen“ ersetzt.

bb) In Nr. 5 wird die Angabe „1201
bis 1212“ durch „1201 bis
1206, 1208 bis 1213“ ersetzt.

d) In Abs. 4 werden die Wörter „für
die neue Wohnung zuständigen
Meldebehörde“ durch „Meldebe-
hörde der neuen Wohnung“ ersetzt.

e) Als Abs. 5 wird angefügt:

„(5) Weichen die der Meldebe-
hörde nach § 2 Abs. 2 und 3 über-
mittelten Daten von den bei ihr ge-
speicherten Daten der Ehegattin
oder des Ehegatten oder der Le-
benspartnerin oder des Lebenspart-
ners ab, unterrichtet sie hierüber
unverzüglich die Meldebehörde,
die ihr die Daten übermittelt hat.
Damit die abweichenden Daten der
richtigen Person zugeordnet wer-
den, sollen die nach § 2 Abs. 2
übermittelten Daten unverändert
zusätzlich übermittelt werden.“

4. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „Nr. 9,
10 und 12“ durch „Nr. 9 und 12“ er-
setzt und werden nach den Wörtern
„fortgeschriebenen Daten“ die Wör-
ter „sowie die zum Nachweis ihrer
Richtigkeit gespeicherten Hinwei-
se“ eingefügt.

b) Als Abs. 4 und 5 werden angefügt:

„(4) Ändern sich die in § 3
Abs. 1 Nr. 15 oder 18 oder Abs. 2
Nr. 10 des Hessischen Meldegeset-
zes bezeichneten Daten von Ehe-
gatten oder Lebenspartnern ohne
gemeinsame Wohnung, übermittelt
die Meldebehörde der für die ande-
re Ehegattin oder den anderen Ehe-
gatten oder Lebenspartnerin oder
Lebenspartner zuständigen Melde-
behörde die geänderten Daten (Än-
derungsmitteilung Ehegatte oder
Lebenspartner). Dabei sind anzuge-
ben:

1. Name und Tag der Geburt der
Person, deren Daten sich än-
dern (Datenblätter 0101 bis
0106, 0601) und

2. Name und Tag der Geburt der
Ehegattin oder des Ehegatten
oder der Lebenspartnerin oder
des Lebenspartners (Datenblät-
ter 1501 bis 1503, 1505, 1517
bis 1519, 1521), die oder der zu
der unter Nr. 1 genannten Per-
son gespeichert ist.

(5) Verstirbt eine Ehegattin oder
ein Ehegatte oder eine Lebenspart-
nerin oder ein Lebenspartner ohne
gemeinsame Wohnung, hat die für
sie oder ihn zuständige Meldebe-
hörde die für die hinterbliebene
Ehegattin oder den hinterbliebenen
Ehegatten oder die hinterbliebene
Lebenspartnerin oder den hinter-
bliebenen Lebenspartner zuständi-
ge Meldebehörde darüber zu un-
terrichten und folgende Daten zu
übermitteln (Sterbefallmitteilung
Ehegatte oder Lebenspartner):

1. Name und Tag der Geburt der
verstorbenen Person (Daten-
blätter 0101 bis 0106, 0601),

2. Name und Tag der Geburt der
hinterbliebenen Ehegattin oder
des hinterbliebenen Ehegatten
oder der hinterbliebenen Le-
benspartnerin oder des hinter-
bliebenen Lebenspartners (Da-
tenblätter 1501 bis 1503, 1505,
1517 bis 1519, 1521), die oder
der zu der unter Nr. 1 genann-
ten Person gespeichert ist, so-
wie

3. den Sterbetag (Datenblatt
1901).“

5. In § 18a Abs. 1 wird nach dem Wort
„Kindergesundheitsschutzgesetz“ die
Angabe „vom 14. Dezember 2007
(GVBl. I S. 856)“ eingefügt.

6. § 22 wird wie folgt gefasst:

„§ 22

Datenübermittlung an den
Hessischen Rundfunk

(1) Die Meldebehörde übermittelt
dem Hessischen Rundfunk oder der
von ihm aufgrund des § 10 Abs. 7 des
Rundfunkbeitragsstaatsvertrages vom
23. August 2011 (GVBl. I S. 382, 383)
beauftragten Stelle zum Zwecke des
Einzugs der Rundfunkbeiträge nach
§ 11 Abs. 4 des Rundfunkbeitrags-
staatsvertrages im Falle der Anmel-
dung, Abmeldung oder des Todes fol-
gende Daten von volljährigen Einwoh-
nerinnen und Einwohnern:

1. Familienname 0101 bis 0106,

2. Vornamen unter Be-
zeichnung des Ruf-
namens 0301 und 0302,

3. frühere Namen 0201 bis 0204,

4. Doktorgrad 0401,

5. Familienstand 1401,
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6. Tag der Geburt 0601,

7. gegenwärtige und
letzte Anschrift von
Haupt- und Neben-
wohnungen, ein-
schließlich aller vor-
handenen Angaben
zur Lage der Woh-
nung 1201 bis 1222,

8. Tag des Einzugs in
die Wohnung 1301.

(2) Die übermittelten Daten dürfen
nur verwendet werden, um Beginn
und Ende der Rundfunkbeitragspflicht
sowie die Landesrundfunkanstalt, der
der Rundfunkbeitrag zusteht, zu ermit-
teln. Der Hessische Rundfunk und die
von ihm beauftragte Stelle haben

durch technische und organisatorische
Maßnahmen sicherzustellen, dass die
Daten nur berechtigten Bediensteten
zur rechtmäßigen Aufgabenerfüllung
zur Kenntnis gelangen. Die erhobenen
Daten sind unverzüglich zu löschen,
wenn feststeht, dass sie nicht mehr be-
nötigt werden oder eine Beitragspflicht
dem Grunde nach nicht besteht. Nicht
überprüfte Daten sind spätestens nach
zwölf Monaten zu löschen.“

Artikel 2

Art. 1 Nr. 6 tritt am 1. Januar 2013 in
Kraft. Im Übrigen tritt diese Verordnung
am Tage nach der Verkündung in Kraft.

16 Nr. 2 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 16. Februar 2012

Wiesbaden, den 27. Januar 2012

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t  

R h e i n
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Aufgrund

1. des § 71 Abs. 2 in Verbindung mit 
§ 66 Abs. 1 des Bundesbesoldungsge-
setzes in der Fassung vom 6. August
2002 (BGBl I S. 3020) in der am 
31. August 2006 geltenden Fassung

verordnet die Landesregierung,

2. des § 12 Abs. 1 Satz 2, 3 und 5 des
Hessischen Beamtengesetzes in der
Fassung vom 11. Januar 1989 (GVBl. I
S. 26), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 25. November 2010 (GVBl. I 
S. 410), in Verbindung mit § 1 Abs. 3
und § 2 Abs. 2 der Ernennungsver-
ordnung vom 22. Januar 1991 (GVBl. I
S. 25), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 29. November 2010 (GVBl. I
S. 450), 

3. des § 19a Abs. 1 Satz 5 und 6 in Ver-
bindung mit § 233a, des § 30 Abs. 1
Satz 2, des § 39 Abs. 3 Satz 1, des 
§ 74 Abs. 1, des § 78 Abs. 1 Satz 1,
des § 79 Abs. 5, des § 83a Abs. 3 
Satz 2, des § 84 Abs. 1 Satz 2, des 
§ 97 Abs. 4 Satz 1 des Hessischen Be-
amtengesetzes,

4. des § 81 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 233a des Hessischen Beamtengeset-
zes und § 7 Abs. 1 Satz 1 der Neben-
tätigkeitsverordnung in der Fassung
vom 21. September 1976 (GVBl. I 
S. 403), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 25. November 1998 (GVBl. I 
S. 492),

5. des § 17 Abs. 1 des Hessischen Beam-
tengesetzes, des § 25 der Hessischen
Laufbahnverordnung vom 18. Dezem-
ber 1979 (GVBl. I S. 266), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 5. März
2009 (GVBl. I S. 95), 

6. des § 106 Abs. 2 des Hessischen Be-
amtengesetzes und des § 15 Abs. 1
der Hessischen Urlaubsverordnung
vom 12. Dezember 2006 (GVBl. I 
S. 671), geändert durch Gesetz vom
25. November 2010 (GVBl. I S. 410),

7. des § 37 Abs. 5, des § 38 Abs. 2 
Satz 2, des § 41 Abs. 1 Satz 4 und
Abs. 4, des § 47 Abs. 1 Satz 2, des 
§ 83 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 Satz 5
und des § 89 Satz 2 des Hessischen
Disziplinargesetzes vom 21. Juli 2006
(GVBl. I S. 394), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 16. September
2011 (GVBl. I  S. 402),

8. des § 9 Abs. 2, des § 16 und des § 20
Abs. 2 in Verbindung mit § 22 Abs. 3
des Hessischen Reisekostengesetzes
in der Fassung vom 9. Oktober 2009
(GVBl. I S. 397),

9. des § 14 des Hessischen Umzugskos-
tengesetzes vom 26. Oktober 1993
(GVBl. I S. 464), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 17. September
2010 (GVBl. I S. 283),

10. des § 96 Satz 2 des Hessischen Beam-
tengesetzes in Verbindung mit § 2
Abs. 3 Satz 1 der Dienstjubiläumsver-
ordnung vom 11. Mai 2001 (GVBl. I 
S. 251), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 25. November 2010 (GVBl. I 
S. 410), 

11. des § 54 Abs. 3 Satz 2 des Beamten-
statusgesetzes vom 17. Juni 2008
(BGBl. I S. 1010), geändert durch Ge-
setz vom 5. Februar 2009 (BGBl. I 
S. 160),

verordnet der Minister des Innern und für
Sport:

Artikel 1

Die Verordnung über Zuständigkeiten
in beamtenrechtlichen Personalangele-
genheiten im Geschäftsbereich des Minis-
terium des Innern und für Sport vom 
12. Mai 2011 (GVBl. I S. 186), wird wie
folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 1, § 10 Abs. 1 und § 11
werden nach dem Wort „Regierungs-
präsidien,“ jeweils die Wörter „der
Hessischen Bezügestelle,“ eingefügt.   

2. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1

b) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Der Hessischen Bezüge-
stelle werden für ihren Geschäfts-
bereich die Befugnisse nach Abs. 1
Nr. 2 übertragen.“

3. In § 16 Abs. 1 werden nach dem Wort
„Regierungspräsidien,“ die Wörter
„der Hessischen Bezügestelle,“ ein-
gefügt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

*) Ändert FFN 320-191

Verordnung zur Änderung der Verordnung über Zuständigkeiten in 
beamtenrechtlichen Personalangelegenheiten im Geschäftsbereich des 

Ministeriums des Innern und für Sport*)

Vom 27. Januar 2012

Wiesbaden, den 27. Januar 2012

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t  

R h e i n
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Nach § 2 Abs. 2 des Gesetzes zum
Staatsvertrag über die Einrichtung einer
Gemeinsamen elektronischen Überwa-
chungsstelle der Länder vom 16. Dezem-
ber 2011 (GVBl. I S. 781) wird hiermit be-
kannt gegeben, dass der Staatsvertrag
nach seinem Art. 10 Satz 2 am 1. Januar
2012 in Kraft getreten ist. 

*) FFN Anhang Staatsverträge

Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten des Staatsvertrages über die Einrichtung einer 

Gemeinsamen elektronischen Überwachungsstelle der Länder*)

Vom 17. Januar 2012

Wiesbaden, den 17. Januar 2012

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t  

B o u f f i e r
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Betr.: Verordnung über die Kassenfüh-
rung der Gemeinden (Gemeinde-
kassenverordnung – GemKVO) vom
27. Dezember 2011 (GVBl. I S. 830)

In § 22 Abs. 1 Satz 4 muss es in der Fund-
stellenangabe des Änderungshinweises
zur Gemeindehaushaltsverordnung statt
„786“ richtig „840“ lauten.

Berichtigung
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Betr.: Vierte Verordnung zur Änderung
wahlrechtlicher Vorschriften vom
27. Dezember 2011 (GVBl. I S. 927)

1. In Art. 2 Nr. 17 Buchst. c Doppel-
buchst. dd muss es statt „Nr. 5 wird 
Nr. 4; in“ richtig „In Nr. 5“ heißen.

2. In Art. 3 Nr. 12 muss es statt „Abs. 5“
richtig „Abs. 2“ heißen.

3. In Art. 3 Nr. 36 muss es in der Über-
schrift statt „Zustellung“ richtig „Zu-
stellungen“ heißen.

Berichtigung
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